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Ausgangspunkt: Bürokratiewahrnehmung. 
Aber welche?

Gemessen?Gefühlt?

Holz M., Schlepphorst S., Brink S., Icks A., Welter F. 
(2019) Bürokratiewahrnehmung von Unternehmen, 
Institut für Mittelstandsforschung Bonn, IfM-Materialien 
Nr. 274.

Zur Bürokratiewahrnehmung von Unternehmen >

Vorführender
Präsentationsnotizen
Erleben von Bürokratie: subjektiv auf individueller Ebene, Verwaltungskontakte & Verwaltungsleistungen, wie oft in Anspruch genommene Leistungen; Komplexität der Verwaltungsleistung; unmittelbarer Behördenkontakt vor Ort. Auf individueller Ebene auch positive Aspekte von Bürokratie für Wahrnehmung wichtig: z.B. Rechtssicherheit, verlässliche Verwaltung als Standortfaktor als Nutzen im Saldo mit Kosten.

Befragungen: Manche Belastungen (z.B. Reinigung von Anlagen, Unfallversicherung) werden als Teil der laufenden Geschäftstätigkeit empfunden und gar nicht als Bürokratiebelastung empfunden, manche Regeln werden jedoch nur wegen der Gesetzgebung eingehalten (z.B. Aushangpflichten, Statistik und natürlich Steuern)

Bei Befragungen werden von Unternehmen regelmäßig auch Erfordernisse außerhalb der Verwaltung als Bürokratie wahrgenommen (z.B. aus Finanzwesen, Gewerkschaften, auch von Kammern o.ä.)

Ifm-Studie: Unbelastet, Pragmatisch, Verdrossen. Bürokratieumgang abhängig von Ressourcen des Unternehmens, z.B. Wissen oder auch Effizienz von Beratung (Kurzarbeit, Steuerberater); + (Allensbach 2022 in NKR-JB 2022, S. 20)

Gleiches gilt auch für Beamte: ab wann verhalte ich mich als Beamter*in zu oder wenig bürokratisch > keine Bürokratie-Ampel auf dem Schreibtisch;

Bessere Kenntnis von B. wichtig fürs Verständnis, ABER eher diffuses Bild; schwer zu operationalisieren.

>> Daher müssen wir uns mit messbarere Bürokratie beschäftigen.

Objektivierung der individuell erlebten Bürokratiebelastung > Evidenz, Bürokratie-Messung kollidiert zwangsläufig mit subjektiv, individuell erlebter Bürokratie




Warum fällt Bürokratie-Abbau so schwer?
Ursachen übermäßiger Bürokratie – eine Auswahl

Effizienz des 
Verwaltungshandelns: 
Wirtschaftlichkeit erhöhen

Antizipation von 
Rechtsstreitigkeiten
„Gerichtsfestigkeit“ des Verwaltungshandelns 
hemmt Innovation/ führt zu Bürokratiewahrnehmung

Bürokratiewahrnehmung durch 
rigiden Vollzug 
Fehlende Konkretisierung (Bsp.: Brandschutzstudie 
NKR BW), fehlende Personalressourcen

Schnittstellen im Föderalismus 
Gesetzgebungskompetenz und 
Vollzug im Mehrebenensystem

Mindset der Verwaltungspraxis
Awareness, Verständlichkeit, Ausbildung, 
Zuständigkeiten

Mängel in der Digitalisierung
Zeit- und ressourcenintensive Digitalisierung der 
Verwaltungspraxis

Forschungsbedarf zu Ursachen 
und Wirkungen des 
Verwaltungshandelns
Evidenzbasiertes staatliches Handeln

Netzwerk Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau (2021) Positionspapier des Netzwerks Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau: Ursachen übermäßiger 
Bürokratie und Ansätze für die Landesebene.

Aufgabenzuwachs
bei gleichzeitig fehlender/ mangelnder 
Aufgabenkritik

Vorführender
Präsentationsnotizen
Es mangelt nicht an möglichen Ursachen für das Phänomen; keine abschließende Aufzählung, sondern Argumentation entlang Positionspapier des Netzwerks. (Werbeblock für unser Netzwerk). Max Weber, Niskanen mit seiner Ökonomischen Theorie der Bürokratie; Ausweitung der Staatsausgaben in der Finanzwissenschaft.

Picken Sie sich raus, was Ihnen am meisten zusagt. Giftschrank der Bürokratie-Ursachen

X-Ineffizienz: Scheinbar ist es am einfachsten, sich zunächst auf die Effizienzfragen zu konzentrieren. Die Verschwendung von Ressourcen zu reduzieren und damit überflüssige Bürokratie abzubauen, sollte wenig kontrovers sein.

Mängel in der Digitalisierung: teils komplexe Umsetzung benötigt Zeit und Ressourcen. Beispiele hierfür sind die Digitalisierung der Verwaltung und ihrer Leistungen im Rahmen des Onlinezugangsgesetzes; NKR: OZG sehr kritisches Fazit >> vor Ende der Umsetzungsfrist erst 33 von 575 Verwaltungsleistungen flächendeckend verfügbar. Grund hierfür sind strukturelle Herausforderungen im Zusammenwirken der Ebenen, die bisher nicht gelöst worden sind, etwa komplizierte Koordinierungsstrukturen, fehlende Standardisierung und mangelnde Verbindlichkeit. OZG-Nachfolgegesetz muss die bisher und sehr schmerzlich gewonnenen Erfahrungen ehrlich analysieren. 

Schnittstellen im Föderalismus: 
Durch die Trennung von Gesetzgebungskompetenzen und Vollzugsauftrag wird eine Vielzahl von Gesetzen verabschiedet, ohne dass ihre Praktikabilität hinreichend antizipiert wird. Gesetze werden maßgeblich auf Bundes- und europäischer Ebene geschaffen, der Vollzug jedoch liegt bei Ländern und Kommunen. Gleichzeitig Zurückhaltung der dezentralen Gesetzgeber (der Länder), den Vollzug im Detail zu regeln

Konsequenzen für Vollzug: Vollzug lastet auf finanziellen Möglichkeiten der Kommunen, Anreiz zur Überwälzung von Aufwand auf Bürger/ Unternehmen;  (Konnexitätsprinzip)

>>>> Bürokratiewahrnehmung aus Unternehmens- und Bürgersicht: unterschiedliche Ebenen oder Kompetenzen werden vom UN nicht wahrgenommen; welche Regel kommt von welcher Ebene? Unzufriedenheit, wenn man hört: Dafür bin ich nicht zuständig.
>>>> auf horizontaler Ebene Schnittstellen: viele Regeln sind ressortübergreifend gestaltet; komplex in der Einführung von Regeln, aber auch in einer theoretischen Bürokratieabbau

Aufgabenzuwachs: Ausweitung der Aufgaben geht mit Ausweitung von Ausgaben und wahrgenommener Bürokratie aus; es ergibt sich neuer Regulierungsbedarf zB für Datenschutz, zB für Finanzindustrie, zB für Energiewende.

Rigider Vollzug:

Fehlende Konkretisierung von Normen (Praxistauglichkeit) > Rechtunsicherheiten aus Sicht der vollziehenden Behörde > z..B. Brandschutz-Studie NKR; offene Rechtsbegriffe schaffen Unsicherheit > rigider Vollzug 
Falsche Aufgabenzuordnung, fehlende Kapazitäten > rigider Vollzug (Kommunalisierung der Umweltverwaltung BW; Studie DUV Speyer); z.B. fehlende Einarbeitung

Verwaltung antizipiert Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte: Gerichtsfestigkeit als Maxime des Verwaltungshandelns; Bsp: Datenschutz im Bildungsbereich kollidiert mit E-Learning, Digitalisierung der Bildungsleistungen 

>> aber auch Beratung (Steuerberater, Anwaltskanzleien) empfehlen häufig mehr zu machen als vielleicht nötig (Bürokratieaufwand von 3. Seite verantwortet) DIHK-Sira-Studie.

Mindset: Awareness aus Sicht des Beamten: ab wann bin ich jetzt bürokratisch, bis wohin bin ich es nicht? Relevanz für Aus- und Weiterbildung an HS des öffentlichen Diensts SOWIE im konkreten Behördenalltag; Verständlichkeit der Sprache

Wissen: stärkeren Evidenzbasierung, Reallabore, Feldversuche, Pilotprojekte, aber auch Messung von Bürokratieaufwand (ohne selbst Messbürokratie zu schaffen)

Fazit: viele Ursachen, unterschiedliche Gewichtung



Erweiterung des NKR-Mandats auf Ex-
Ante-Prüfung des Erfüllungsaufwands

Abbau bundesrechtlicher 
Informationspflichten von 
Unternehmen (25%-Ziel)
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Einrichtung des Nationalen 
Normenkontrollrats NKR

„One in one out“-Regelung: 
Bürokratiebremse auf Bundesebene

Bürokratieentlastungsgesetz BEG II

Einrichtung Normenkontrollrat 
Baden-Württemberg

Bürokratieentlastungsgesetz BEG III

Digital-Check: Erweiterung des NKR-
Mandats um Digitaltauglichkeit

Bürokratieentlastungsgesetz BEG I

Vorführender
Präsentationsnotizen
Positive Sichtweise:

Einrichtung des Nationalen Normenkontrollrats NKR (2006)
NKR prüft als unabhängige Instanz die Kostenfolgen von Regelungsentwürfen der Bundesregierung für Bürger, Wirtschaft und Verwaltung; geht jetzt in 4. Amtszeit; vieles angeschoben + viel Wissen gesammelt; 

Abbau bundesrechtlicher Informationspflichten von Unternehmen (2007-2012)
Entlastung von Unternehmen um rund 12 Milliarden Euro durch Abbau von 25% der Kosten für bundesrechtliche Informationspflichten (Bürokratiekosten-Index für „Papierkram“ als Teilbereich von Bürokratiekosten)

Erweiterung des NKR-Mandats auf Ex-Ante-Prüfung des Erfüllungsaufwands (2011)
Prüfung von Kostenfolgen, Preisschild auf Gesetzesvorhaben als Information im Gesetzgebungsprozess; in Zusammenarbeit mit Statistischen Bundesamt; Einführung Bürokratiekosten-Index, Einführung des Erfüllungsaufwands als Meßgröße

„One in one out“-Regelung/ Bürokratiebremse (2015)
Neue Regelungsvorhaben der Bundesregierung mit Folgekosten für Unternehmen bedürfen (respektive Ausnahmen) einer gleichwertigen Entlastung 

Bürokratieentlastungsgesetz BEG I (2015): 
darunter Reduzierung von Mitteilungspflichten für Kirchensteuerabzugsverpflichtete (geschätzte Entlastung von rund 230 Mio. Euro), Anhebung von Grenzbeträgen für steuerliche und handelsrechtliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten (rund 500 Mio. Euro)

Bürokratieentlastungsgesetz BEG I (2016):
Darunter Wegfall der steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen für bestimmte Lieferscheine (rund 230 Mio. Euro), Anhebung der Pauschalisierungsgrenzen für Rechnungen für Kleinbeträge (rund 45 Mio. Euro)

Einrichtung Normenkontrollrat Baden-Württemberg (2018)
Expertengremium mit beratender Funktion im Rahmen des Regierungsprogramms für Bürokratievermeidung, Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung; nicht alle Bundesländern haben einen auf Länder-Ebene.

Bürokratieentlastungsgesetz BEG I (2019):
Darunter Einführung elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (rund 550 Mio. Euro), Vereinfachung von Vorschriften der Abgabeordnung zur elektronischen Archivierung (rund 530 Mio. Euro)

Entlastende Regelungsvorhaben 2021/22
Rund 120 Mio. Euro jährlich, „vergangene Jahre“ vor 21/22 durchschnittlich rund 750 Mio. Euro, z.B. Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften

Digital-Check 2023:
Verbindlich beschlossen und im NKR-Gesetz verankert: Ab Januar 2023 müssen die Bundesministerien ihre Gesetzentwürfe digitaltauglich gestalten. Der NKR erhält das zusätzliche Mandat, im Rahmen seiner Prüfung zu beurteilen, ob und inwiefern den Erwartungen an eine Digitaltauglichkeit entsprochen wurde. 

Fazit: in D existiert ein institutioneller 



Entwicklung des Erfüllungsaufwands: Negativ-Trend? 

Bis 2020: Erfüllungsaufwand für Wirtschaft zwar 
insgesamt angestiegen, aber entlastende Maßnahmen 
wirken begrenzend

Nationaler Normenkontrollrat (2022) 
Jahresbericht 2022 – Bürokratieabbau in der 
Zeitenwende.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Erfüllungsaufwand. Dieser beinhaltet den Zeitaufwand und die Kosten, die den Normadressaten Bürgerinnen und Bürgern, Wirtschaft und Verwaltung durch die Befolgung einer gesetzlichen Vorgabe entstehen. Dazu zählen beispielsweise Dokumentations­ und Meldepflichten (wie die Meldung sozialversicherungspflichtig Beschäftigter), Kennzeichnungspflichten (wie das Energielabel für Elektrogeräte) oder die Mitwirkung bei Kontrollen (wie die Außenprüfung durch das Finanzamt), aber auch die Einhaltung gesetzlich vorgeschriebener technischer Mindeststandards oder Vorgaben bezüglich des Arbeits- und Tierschutzes.

DIHK/Sira-Studie (2021): ca 3% des Umsatzes für Bürokratie.

Mindestlohn: Lohndifferenzkosten von 5,6 Mrd Euro

Zwei Sprünge: Mindestlohn für Unternehmen und Ganztagsförderungsgesetz für Kommunen. 

>> NKR sieht Trend + Handlungsbedarf für entlastende Maßnahmen.



Insbes. Normenkontrollrat Baden-Württemberg (2021) Entlastungen für das Bäckerhandwerk: Empfehlungsbericht des Normenkontrollrats Baden-
Württemberg

Perspektive 1: Bürokratieabbau mit „kleinen Überschriften“

Vorführender
Präsentationsnotizen
Perspektive 1: Abbau aus der Bottom-Up-Perspektive; nicht nur allgemeinen, sondern sehr konkrete Handlungsempfehlungen

Folie erklären: links Screenshots von Positionspapieren, Es mangelt nicht an Vorschlägen, Positionspapieren aus der Wirtschaft zum Thema Bürokratie-Abbau;

Siehe recht Seite:  Diese Papiere liefern nicht nur allgemeinen, sondern sehr konkrete Handlungsempfehlungen;  Erfüllen wichtige Funktion: Identifikation von Abbau-Potential. Verdeutlichung, Informieren, Aufmerksam machen. Aus der Bottom-Up-Perspektive ist dies das Richtige: Benennen. Die Kenntnis der Ursachen übermäßiger Bürokratie ist eine Voraussetzung für zielgerichtetes Handeln. Damit die (kommunale) Verwaltung effiziente Ergebnisse hervorbringt, müssen Informationen über den bürokratischen Aufwand vorhanden sein.

Nicht zwingend Abschaffung, aber Vereinfachung, Weglassen von Verfahrensschritten, BESCHLEUNIGUNG von Verfahren.



Insbes. Normenkontrollrat Baden-Württemberg (2021) Entlastungen für das Bäckerhandwerk: Empfehlungsbericht des Normenkontrollrats Baden-
Württemberg

Perspektive 1: Bürokratieabbau mit „kleinen Überschriften“

Vorführender
Präsentationsnotizen
In der angewandten Wissenschaft: branchenbezogene Lösungen; 

Beispiel: Bäcker-Studie des Normenkontrollrats BW >> branchenbezogene Lösungen; immerhin 750 Mio. Euro über 5 Jahre für Bäcker-Handwerk, also für KMU.+ Low Hanging fruits (DIHK, S. 8)

ODER DIHK_SIRA

Lebensmittelkontrolle verlangt schriftliche Dokumentation von Kühltemperaturen; Ziel: Abweichungskontrolle; moderne Kühlgeräte haben eingebauten Temperaturalarm (Piepsen bei Abweichung, digitale Anzeigen, Smart-Phone-Konnektivität, automatische Temperaturaufzeichnung); Vorschlag NKR: Verzicht auf Extra-Dokumentation, wenn Gerät das technisch leisten kann. 

>> schönes Beispiel, dass technologischer Fortschritt Regulierungsbedarf verändern kann; Chancen der Digitalisierung nutzen.

Frau Nowotny: Vorteile: branchenbezogene Lösungen; zB Gastronomie gilt ja als eine Branche mit relativ hoher Bürokratiebelastung. DIHK-Sira bis zu 6% vom Umsatz (DIHK, S. 22); bei Hotels z.B. wird die Verpflichtung zum jährlichen E-Check aller Steckdosen, Leitungen und Sicherungen als ein wesentlicher Bürokratie-Kosten-Treiber empfunden. DEHOGA: ein Betrieb (Gaststätte/Hotel): 100 bis 125 Normen beachten.

Vorschläge müssen jedoch in die Umsetzung kommen. Klein-Klein, Bürokratie-Abbau ist Kerner-Arbeit. Zäh empfundener Abbau insbes. bei ressortübergreifenden Abbau-Programmen. NKR BW von 160 Vorschlägen 60 umgesetzt. NKR als Mittler zwischen Positionen der Wirtschaft



Perspektive 2: 
Bürokratieabbau mit „großen Überschriften“

One-In-One-Out-Prinzip
„OIOO/OIXO-rules“

Wirtschaftlichkeit (Nutzen-Kosten) als 
Kriterium stärken

z.B. für Abweichungs-Kompetenzen

SWR, 
27.1.2023

Verpflichtung auf Abbauziel: „Druck ins System“ (NKR) bringen 
Beispiel: Bürokratieentlastungsgesetz, Pauschale Verpflichtung auf x% Entlastung der Wirtschaft 

(Analogie zu „fiscal rules“ in der Haushaltskonsolidierung

Andrea Renda (2019) Feasibility 
Study: Introducing "One-In-One-Out" 
in the European Commission CEPS.

Vorführender
Präsentationsnotizen
Überleitung zu Perspektive 2: nur mit kleinen Überschriften wird man Thema nicht gerecht, es bedarf auch „großer Überschriften“ (politischen Willen)

Wissenschaft mangelt es nicht an guten Vorschlägen zum Bürokratie-Abbau. Parallelen zur Haushaltspolitik/ Ausgabenkürzungen. Viele Staaten haben mittlerweile Fiskalregeln, wie Schuldenbremsen, Verpflichtungen zum ausgeglichenen Budget o.ä.; Zumindest drei herausheben.

OIOU-Regel:  
mindestens seit 1990ern. Mehrere EU-Staaten wenden OIOU formal an, F, Sp, D, It, Schweden, Fin; am längsten: GB und Australien ca. 2013; 

Neue Regel rein, alte Regel raus. > bezogen auf Erfüllungsaufwand (steigt durch Regulierung der Erfüllungsaufwand, muss er anderswo abgebaut werden). OIXO: eine rein, x Regeln raus (GB zeitlich befristetes Abbauprogramm one in THREE out)

Charme: Verpflichtung zum Abbau; CEPS-Studie für BMWi (2019) eher positive Erfahrungen; Erfüllungsaufwand wird wichtiger in Regulierung

Ausnahmen auf Bundesebene: EU-Vorgaben, internationale Verträge, Rechtsprechung des BVerfG sowie des EuGH je-�weils 1:1 umsetzen ODER Gefahrenabwehr ODER zeitlich befristete Regulierung

Im Bund auch nicht alle Hoffnungen erfüllt: z.B. 1:1-Umsetzung von EU-Recht lastet auf Bürokratie-Bremse der Bundesregierung (Verbände wie DIHK fordern Einbeziehung); EU-Regulierung ja besonders für Wirtschaft relevant, daher dort besonders spürbar. (rund 40% der EU-Regeln betreffen Wirtschaftsressort).

im Saldo in D mehr Ins als Out; siehe Jahresbericht NKR; S. 55; aber konsequente Anwendung +Fortentwicklung

Auf Landesebene z.B. von der CDU-Fraktion gefordert: Machbarkeit prüfen? Weniger Normen als auf Bundes- oder Landesebene; UN nehmen Bürokratiebelastung insgesamt wahr, trennen nicht zwischen Bund und Land; aber könnte Schritt sein..

Alternative: Sunset Legislation (zeitliche Befristung von Gesetzen), 

Rasenmäher-Methode:
Verpflichtung auf ein Abbauziel; Neues Ziel für NKR wird als wichtig empfunden. Beispiel: Abbau 25% der Kosten für Bürokratiekosten im Bund (zw 2007 und 2011) >> Analogie zu pauschalen Einspar-Vorgaben bei Haushaltsplanung

In BW: enthält Koalitionsvertrag eine Hausnummer von 200-500 Mio. Euro Entlastung für Bürger und Unternehmen im Rahmen Masterplan Mittelstand BW; übrigens auch im BundesKoA eine BEG IV enthalten.

Egal welche der beiden Methoden:

Kommunikativer Aspekt einer solchen Verpflichtung: Bürokratie-Abbau ist Standortfaktor >> könnte wichtiges Signal für Standort BW sein. The LÄND verdient eine moderne Verwaltung.

Wirtschaftlichkeit als Referenzkriterium stärken
Es geht um Ausnahmen-Management: Palmer forderte eine kommunale Abweichungs-Kompetenz. Illustration an Beispiel Tübingen: Lärmschutzwand für Feuerwehrhaus wg Immissionsschutzgesetz für 200 TEUR; allerdings neben stark befahrener Straße; Verkehrslärm andere Grenzwerte; mit 200 TEUR kann man auch was anderes Sinnvolles machen; solche Nutzen-Kosten-Abwägungen sollten Gehör finden zumindest bei Ausnahmen bzw. im Vollzug, Entscheidungen nach Prinzip der Wirtschaftlichkeit.

200 TEUR nur um eine Regel zu erfüllen, nicht einen Nutzen zu erzeugen > Bürokratiewahrnehmung. Effektiv daran anknüpfend > Abweichungskompetenz.

Ohnehin: Nutzen-Bewertung im Gesetzgebungsverfahren.


Wyplosz (2011): Rules rather than institutions (dezentrale Lösung) für EU-Haushaltsdisziplin in Mitgliedsländern.



Fazit

Bürokratieabbau bedarf sowohl „kleiner Überschriften“ 
für konkrete Entlastungen als auch „großer 

Überschriften“ für glaubwürdigen Gestaltungsrahmen

Fortentwicklung des institutionellen und 
methodischen Rahmens für Bürokratieabbau und 
besserer Rechtsetzung (auch auf Landesebene)
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Vorführender
Präsentationsnotizen
NKR und NKR BW Plattformen/ Adressaten/ für Bürokratieabbau: Impulsgeber. Verstetigung guter Weg. Unabhängigkeit des Gremiums.

Maßnahmen: zweigleisig: im kleinen wie im großen. Klein = effektiv, weil aus Unternehmerschaft heraus entwickelt. Groß = Signal, Verpflichtung, Dynamik >> Wichtig für Standort BW

ob (und wieso) es in Deutschland besonders schlimm ist und 
JEIN. Vergleiche immer so eine Sache; relevanter Vergleich: haben wir UN in BW im Vergleich zum Vorjahr weniger belastet?

Papier des NKR aus September 2021 „Deutschland ist, denkt und handelt zu kompliziert. Manche internationalen Standortumfragen (wie Stiftung Familienunternehmen im Januar 2023) legen das nahe. Bei Qualität der staatlichen Institutionen (Rechtssicherheit, Korruption, politische Stabilität) kontinuierlich in der Spitzengruppe. Dieser Standortfaktor muss auch gepflegt werden. Bürokratiewahrnehmung übergewichtet Kosten von Bürokratie und vernachlässigt Nutzen von Bürokratie.

Gleichwohl: im Vergleich sehr schlechtes Zeugnis bei Digitalisierung; Unverständnis begründet.


wie viele Regeln eigentlich zu viele Regeln sind.

Regeln besser machen, nicht zwingend abschaffen. Nicht zwingend Abschaffung, aber Vereinfachung, Weglassen von Verfahrensschritten, 

Technologisch oder anderweitig veraltete Regeln, nicht verständlich formulierte Regeln (oder zu komplex, um sie zu verstehen), nicht für zB Kommunen vollziehbare Regeln (fehlende Konkretisierung), Regeln mit kritischen Nutzen-Kosten-Verhältnis (Dokumentation von Eigenkontrollen), aus Sicht der Wirtschaft auch Regeln, die die Größe (=unterschiedlichen Lebenslagen) von Unternehmen nicht hinreichend berücksichtigen (schwer umzusetzen, aber für kleine müssen manchmal andere Regeln als für große Unternehmen gelten)



In der Bundesrepublik Deutschland gab es im Jahr 2022 insgesamt 1.773 Bundesgesetze mit 50.738 Paragraphen und 2.795 Bundesrechtsverordnungen mit 42.590 Paragraphen.[10] Hinzu kommen die Gesetze und Rechtsverordnungen der sechzehn Länder. 31,5 % aller deutschen Gesetze beruhen der Bundestagsverwaltung zufolge auf Vorgaben der Europäischen Union. Dabei ist die Verteilung innerhalb der Ressorts jedoch sehr unterschiedlich. Während im Innenministerium 23 % aller Gesetze durch die EU veranlasst waren, kam das Wirtschaftsressort auf 38 %. 
Auf Ebene der Europäischen Union (EU) bestanden im Jahr 2011 etwa 32.000 Rechtsakte. Davon waren insgesamt 1.844 Richtlinien oder Rahmengesetze sowie 8.471 Verordnungen

DEHOGA: ein Betrieb (Gaststätte/Hotel): 100 bis 125 Normen beachten.
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